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Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Wir fahren nun mit den Tagesordnungspunkten

5 a bis 5 d fort:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Dr. Paul Wengert,

Klaus Adelt u. a. und Fraktion (SPD)

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes (Drs. 17/7643)

- Erste Lesung -

und

Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas

Gehring u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes (Drs. 17/8161)

- Erste Lesung -

und

Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Florian Herrmann, Norbert Dünkel,

Alexander Flierl u. a. (CSU)

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes (Drs. 17/8225)

- Erste Lesung -

und

Gesetzentwurf der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Joachim

Hanisch u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes (Drs. 17/8242)

- Erste Lesung -

Die Gesetzentwürfe werden vonseiten der Antragsteller begründet, die alle Begrün-

dung und Aussprache miteinander verbinden werden. – Der erste Redner ist Kollege

Adelt. Bitte schön.

Klaus Adelt (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Das heutige, wichtige Thema ist die Änderung des Kommunalabgabengesetzes, die
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Änderung der Straßenausbaubeitragssatzung. Warum ist die Änderung eines bewähr-

ten Instrumentes denn eigentlich notwendig? – In der Vergangenheit gab es immer

wieder Schwierigkeiten bei den Abrechnungen, wenn eine Satzung vorhanden war,

wegen der Höhe der Beiträge, der Beitragsmaßstäbe, der Berechnungsgrundlage, des

Herstellungsjahres und vielem anderen mehr. Viele Kollegen hier im Raum waren

schon oftmals beim Verwaltungsgericht, weil es dazu Klagen gegeben hat, und man

hat nie gewusst, wie man beim Verwaltungsgericht wieder herauskommt.

Es gibt aber auch eine aktuelle Notwendigkeit: Unsere Straßen in den Dörfern und

Städten sind in die Jahre gekommen, und auch die Anwohner. Ältere Anwohner, bei-

spielsweise ein 84-Jähriger, werden von einer Forderung von über 15.000 Euro über-

rascht. Diese Forderungen sind einmalig, und die meisten haben gar nicht damit ge-

rechnet. Man bietet ihnen Ratenzahlung an, die Stundung oder die Verrentung.

Oftmals wird davon gar nicht Gebrauch gemacht; denn unsere ältere Bevölkerung

macht ungern Schulden.

Viele Gemeinden haben gar keine Straßenausbaubeitragssatzung, und sie wissen

auch warum; denn Straßenausbaubeitragssatzungen machen im Gemeinde- oder

Stadtrat immer Ärger.

Mittlerweile werden Haushaltskonsolidierungsgemeinden – die gibt es angeblich nicht

mehr; das könnte man glauben, wenn man den Reden zum Haushalt vorhin zugehört

hat – praktisch gezwungen, durch Satzungserlass Beiträge zu erheben. Rechtsauf-

sichtsbehörden erheben oftmals einen Untreueverdacht gegenüber Bürgermeistern,

Stadt- oder Gemeinderäten, wenn diese keine Beiträge erheben. Somit wächst der

Druck innerhalb der kommunalen Familie; denn die einen erheben Beiträge, die ande-

ren nicht. Die Bürger wissen das sehr genau. Allein die Entscheidung der Landes-

hauptstadt München, auf Ausbaubeiträge zu verzichten, hat zu großem Unmut inner-

halb der kommunalen Familie geführt. Dazu kommen die Siedler- und

Eigenheimverbände, die dies zu Recht monieren, die aber am liebsten hätten, wenn
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keine Beiträge gezahlt werden müssten. Die kommunale Seite hat in vielen Teilen aus-

geführt, dass sie auf Beiträge nicht verzichten kann.

Wir als SPD-Landtagsfraktion haben deshalb Dampf auf den Kessel gemacht, um als

Eisenbahnfan zu sprechen, und eine Anhörung gefordert; die anderen drei Fraktionen

hatten erfreulicherweise unmittelbar zugestimmt. Bei dieser gut besuchten Anhörung

wurden die Soll-Kann-Muss-Regelung erörtert, die Formen der Beitragserhebung und

vieles andere mehr. Ein Vertreter des Landes Rheinland-Pfalz war anwesend, der auf

die Möglichkeit der wiederkehrenden Beiträge hingewiesen hat.

Wir haben daraufhin unmittelbar einen Gesetzentwurf vorgelegt; die anderen drei

Fraktionen haben das erfreulicherweise im Nachzug auch getan. Nach unserem Vor-

schlag wäre es möglich, wiederkehrende Beiträge im Voraus zu erheben. Man darf

dies nicht als eine Ansparvariante verstehen, sondern nach fünf Jahren muss endgül-

tig abgerechnet werden. Ein weiterer Vorteil dieser Methode ist, dass größere Abrech-

nungseinheiten möglich sind; denn ein Bürger benutzt nicht nur eine Straße, sondern

viele Straßen. Das besonders Charmante an der Sache ist, dass sich die Beiträge

über mehrere Jahre verteilen, was zu einer größeren Abgabengerechtigkeit führt.

Damit ein Bürger nicht von den Kosten überrascht wird, ist eine umfassende Informati-

onspflicht vor Beginn der Maßnahme vorgesehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bisher konnten lediglich die Leistungen von Planungsbüros abgerechnet werden. Nun

soll es entsprechend unserem Gesetzentwurf auch möglich sein, Eigenleistungen der

Kommune, sei es im planerischen Teil oder sonst wo, einzubringen.

Diese Form der Beitragserhebung würde vielen Gemeinden den Einstieg in die Bei-

tragserhebung erleichtern. Unser Entwurf sieht aber auch vor, dass die Beibehaltung

der einmaligen Beitragserhebung ebenso möglich ist wie der Wechsel, wenngleich

man sagen muss, dass der Wechsel einigen verwaltungstechnischen Aufwand erfor-

dert.
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Trotz des faktischen Muss der Sollregelung sähen manche es gern, wenn eine Soll-

Regelung beschlossen würde. Sie würde bedeuten, dass Kommunen, die bereits über

funktionierende Systeme zur Finanzierung der Erneuerung der Straßen wie erhöhte

Grundsteuern verfügen, diese beibehalten können. Ferner soll festgelegt werden,

dass der Eigenanteil der Kommune mindestens 20 % betragen muss. Auch Teilstre-

cken und die Bildung kleinerer Abrechnungseinheiten würden ermöglicht. Das wäre

eine Form der Entlastung und gerechteren Verteilung auf die beitragszahlenden Bür-

ger. Der SPD-Gesetzentwurf ist der einzige, der Kommunen nicht stärker belastet als

bisher.

Der Gesetzentwurf der CSU ist den anderen Gesetzentwürfen sehr ähnlich, ist doch

das Problem das gleiche. Er ermöglicht die Kappung bzw. die Deckelung des zu zah-

lenden Beitrags auf 40 % des Verkehrswertes des Grundstücks. Er setzt voraus, dass

dies im Ortsrecht verhandelt wird und im Rahmen einer Einzelfallentscheidung bleibt.

Analog dem Prinzip des orientalischen Basars bieten die GRÜNEN und die FREIEN

WÄHLER niedrigere Deckelungsgrenzen von 10 bis zu 30 % an. Hierbei stellt sich die

Frage, wer die Kosten trägt, die über der Deckelung entstehen. Welche Gemeinden

dürfen überhaupt kappen und deckeln? Was ist mit den Konsolidierungsgemeinden –

wird ihnen eine solche Kappung von den Rechtsaufsichtsbehörden wieder untersagt?

- Wir befürchten, dass sich hier wieder die finanzstärkeren Gemeinden durchsetzen;

sie werden sagen: Wir genehmigen die Kappung, die Deckelung, während die finanz-

schwachen Gemeinden das nicht tun können. Die Schere öffnet sich weiter. – Des

Weiteren enthält der Gesetzentwurf der CSU, der sicherlich noch eingehender vorge-

stellt wird, eine bessere Darstellung der Ratenzahlung und der Verrentung von Beiträ-

gen. Mit diesem Vorschlag sollen offensichtlich Schludrigkeiten vorausgehender Ge-

setzesänderungen bereinigt werden.

Ich hoffe auf eine gute Beratung in den Ausschüssen und darf meine Hoffnung mit

einer Aussage der Kollegin Gudrun Brendel-Fischer im "Nordbayerischen Kurier" be-
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gründen. Sie hat gesagt, gegen den vorliegenden Gesetzentwurf der Staatsregierung

bestünden auch von CSU-Seite noch Einwände; man nicke nicht alles einfach ab.

(Lachen des Abgeordneten Dr. Paul Wengert (SPD))

Uns liegt dieser Entwurf nicht vor; vielleicht war ein Entwurf der Staatsregierung

Grundlage für den CSU-Gesetzentwurf. Aber lassen Sie uns nun gemeinsam in den

Ausschüssen die bestmögliche Lösung für unsere Bürger und vor allen Dingen für die

kommunale Selbstverwaltung finden.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, Herr Adelt. - Kollege Mistol ist der

nächste Redner. Bitte schön.

Jürgen Mistol (GRÜNE): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Gestatten Sie

mir noch ein Vorwort. Herr Kollege Adelt, ich finde es schön, dass Sie von der SPD so

stolz darauf sind, als Erste einen Gesetzentwurf vorgelegt zu haben.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Paul Wengert (SPD))

- Ich finde es schon sehr bemerkenswert, Herr Kollege Dr. Wengert, dass Sie Ihren

Gesetzentwurf nur wenige Stunden nach dem Ende der Anhörung eingereicht haben.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Mit Vorarbeit und Nacharbeit!)

Wie Sie das hinbekommen haben, finde ich schon klasse, wie Sie die Argumente der

Expertinnen und Experten nochmals gegeneinander abgewogen haben, in der Frak-

tion um die beste Lösung gerungen haben, auch noch mit Ihren Kommunalpolitikerin-

nen und Kommunalpolitikern diskutiert haben – und das alles in nur wenigen Stunden.

Chapeau, SPD! – Das finde ich wirklich große Klasse.

(Heiterkeit bei den GRÜNEN – Josef Zellmeier (CSU): Da sieht man einmal, wer

qualifiziert arbeitet!)
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Kolleginnen und Kollegen, wir hören seit Jahren von Ungerechtigkeiten bei der Erhe-

bung von Straßenausbaubeiträgen. Dass die Gemüter im Freistaat bei diesem Thema

erhitzt sind, hat auch die Anhörung verdeutlicht. Sie ist auch vonseiten der Öffentlich-

keit teilweise sehr emotional begleitet worden. Ich möchte darauf hinweisen, dass sie

aufgrund einer interfraktionellen Initiative zustande gekommen ist. Anlass der Anhö-

rung war, dass sich in der Bürgerschaft seit einiger Zeit Widerstand gegen die Heran-

ziehung zu Straßenausbaubeiträgen in Form einmaliger Beiträge regt, zumal sich

diese nicht selten im fünfstelligen Bereich bewegen können. Einkommensschwache

Menschen wie die viel zitierte alleinstehende ältere Dame mit einer monatlichen Rente

von 600 Euro, die auf einem sehr großen Grundstück wohnt, bringt man so natürlich

schnell in existenzielle Nöte, obwohl die Kommune auch heute schon eine Stundung

gegen null beschließen könnte. Allerdings sind die bayerischen Kommunen – deswe-

gen ist es gut, dass alle vier Gesetzentwürfe nicht die Abschaffung der Straßenaus-

baubeiträge fordern – angesichts ihrer angespannten finanziellen Situation auf die Bei-

träge zur Durchführung der Straßenausbaumaßnahmen angewiesen. Das haben die

kommunalen Spitzenverbände in der Anhörung deutlich gemacht.

Das Innenministerium prognostiziert für das kommunale Straßennetz aufgrund des Al-

ters und des Zustands der Straßen einen jährlichen Investitionsbedarf von 500 Millio-

nen Euro. Wir GRÜNE sind daher ebenfalls der Auffassung, dass eine ersatzlose Ab-

schaffung der Straßenausbaubeiträge nicht tragbar wäre, zumal das insbesondere

finanz- und strukturschwache Gemeinden besonders hart treffen würde. Auch alterna-

tiven Finanzierungsmodellen aus allgemeinen Haushaltsmitteln erteilen wir eine Absa-

ge; denn sie hätten eine Erhöhung der Steuern zulasten der Allgemeinheit zur Folge.

Irgendjemand muss den Ausbau schließlich bezahlen. Letztlich entsteht den Anliege-

rinnen und Anliegern durch Maßnahmen zur Verbesserung und Erneuerung der Orts-

straßen auch ein individueller Nutzen. Auch die Forderung, die Grundsteuer zu erhö-

hen, die von einigen Verbänden erhoben wurde, erscheint aufgrund des

unterschiedlichen Steueraufkommens im Freistaat Bayern und fehlender Zweckbin-

dung als ungeeignet.
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Das Bundesverfassungsgericht hat im vergangenen Jahr wiederkehrende Straßen-

ausbaubeiträge – diese fordern jetzt alle – bei konkret individueller Zurechnung eines

Sondervorteils für zulässig erklärt. Daher stand diese Form der Beitragserhebung im

Mittelpunkt der Anhörung; sie ist auch Kern aller vier Gesetzentwürfe. Das ist auch gut

so. Klar ist aber auch, dass die Entscheidung darüber, welche Form der Beitragserhe-

bung – einmalig oder wiederkehrend – gerecht und praktikabel ist, im Ermessen der

Kommune liegen soll.

Die mangelnde Information der Bürgerinnen und Bürger im Vorfeld der Planungen und

der Durchführung der Straßenausbaumaßnahmen sorgt bei vielen Kritikerinnen und

Kritikern der Straßenausbaubeiträge für Unmut. Ihr Gesetzentwurf, liebe Kolleginnen

und Kollegen von der SPD, sieht eine Informationspflicht vor. Auch wir GRÜNE halten

die Einführung einer Informationspflicht im Sinne einer demokratischen und bürger-

freundlichen Verwaltung für dringend erforderlich. Durch eine frühzeitige Information

über geplante Straßenausbaumaßnahmen können sich die Betroffenen auf den zu er-

wartenden Beitragsbescheid und die Abgabe einstellen.

Aus unserer Sicht ist auch das Recht, Einblick zu nehmen und Anregungen vorzubrin-

gen, ganz wichtig – am besten in einer Anhörung vor Beginn der Maßnahme und vor

der Beschlussfassung im Gremium. Das würde die Akzeptanz entsprechend fördern

und könnte zur Fehlervermeidung beitragen. – Schließlich ist uns noch wichtig, dass

bei einer solchen Anhörung verschiedene Ausbauvarianten diskutiert werden können.

Sonst kommt nämlich immer der Vorwurf, man betreibe Luxussanierung. Bei unserem

Vorschlag kann man das diskutieren: Wollt ihr es so oder anders haben? – Zwar hat

man dann am Anfang die Diskussion in der Kommune, aber später nicht mehr die Pro-

bleme, wie sie heute oft viele Kommunen haben.

Wir GRÜNE, Herr Kollege Adelt, sprechen uns tatsächlich für Höchstgrenzen, gemes-

sen am Grundstückswert, aus, weil es eben Fälle gibt, in denen die Beitragshöhe in

keinem Verhältnis zum eigentlichen Grundstückswert steht. Wir halten das für sachge-

recht; so ist es.
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Ein interessantes Ergebnis der Anhörung ist zudem, dass derzeit lediglich 72 % der

bayerischen Kommunen Straßenausbaubeiträge erheben, obwohl von der Soll-Vor-

schrift laut Gesetz eigentlich nur in gut begründeten Ausnahmefällen abgewichen wer-

den sollte. Da tun sich auch große regionale Unterschiede auf. In Unterfranken verfü-

gen fast alle Kommunen über eine Straßenausbaubeitragssatzung, und in

Niederbayern sind es gerade einmal 39,1 %. Darin liegt natürlich ein gewisses Akzep-

tanzproblem, und hier wäre eine einheitliche Regelung für alle Kommunen wün-

schenswert, die Rechtsklarheit und Rechtssicherheit schafft. Weil das jedoch die kom-

munale Selbstverwaltung letztendlich zu stark einschränken würde, haben auch wir

GRÜNE von einer Muss-Regelung abgesehen, obwohl wir das aus Gerechtigkeits-

gründen fraktionsintern eingehend diskutiert haben. Das setzt allerdings auch voraus,

dass die Vollzugsdefizite der Vergangenheit nicht fortgesetzt werden.

Kolleginnen und Kollegen, dass alle Fraktionen einen Gesetzentwurf zur Änderung

des KAG vorgelegt haben, bestätigt, dass ein Festhalten am Status quo nicht länger

vertretbar ist. Alle Initiativen stimmen darin überein, dass sie die Einführung wieder-

kehrender Straßenausbaubeiträge als Alternative zur einmaligen Beitragserhebung

vorsehen. Bei der Ausgestaltung der Informationspflicht und der Bürgerbeteiligung gibt

es jedoch Unterschiede. Da geht der Gesetzentwurf der GRÜNEN deutlich weiter. Die

Unterschiede gilt es dann im Ausschuss zu diskutieren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, Herr Mistol. – Die nächste Wort-

meldung kommt von Herrn Lederer. Bitte schön, Herr Lederer.

Otto Lederer (CSU): Wertes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit Einfüh-

rung des Kommunalabgabengesetzes 1974 gab es immer wieder Änderungen, zuletzt

vor eineinhalb Jahren, als wir die sogenannte Verrentung eingeführt haben, also die

Möglichkeit, den Beitrag auf mehrere Jahre zu verteilen und so die jährliche Beitrags-
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belastung zu senken. Wir hatten das KAG also ein Stück weit bürgerfreundlicher ge-

staltet.

Aber aus verschiedenen Gesprächen mit Vertretern von Bürgerinitiativen, von kommu-

nalen Spitzenverbänden und des Innenministeriums wurde uns klar, dass trotz der

Möglichkeit der Verrentung weiterer Handlungsbedarf besteht – dies hat auch die Ex-

pertenanhörung vom 15. Juli dieses Jahres gezeigt –, zumal das Bundesverfassungs-

gericht wiederkehrende Beiträge unter bestimmten Umständen als verfassungskon-

form eingestuft hat.

Vor diesem Hintergrund wurden jetzt vier Gesetzentwürfe eingereicht, die in vielen

wichtigen Punkten große Übereinstimmungen aufweisen. Ich möchte das an drei Bei-

spielen erläutern.

Erstens. Alle Gesetzentwürfe halten an der Beitragsfinanzierung mit dem Begriff des

Sollens fest, und sämtliche Überlegungen wie die Abschaffung der Beiträge und die

Finanzierung über Steuern oder eine Infrastrukturabgabe wurden nach eingehender

Abwägung von allen Fraktionen verworfen.

Ein zweites Beispiel. Alle Entwürfe sehen die Einführung wiederkehrender Beiträge als

Alternative für die Kommune vor. Die Gemeinden sollen die Möglichkeit erhalten, im

Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung eigenverantwortlich darüber zu entschei-

den, ob sie von diesem Instrument Gebrauch machen oder auch nicht. Das stärkt die

kommunale Selbstverwaltung. Nach Erfahrungen aus anderen Bundesländern belau-

fen sich die wiederkehrenden Beiträge in der Regel auf einige Hundert Euro pro Jahr.

Damit werden sehr hohe, mitunter für die Grundstückseigentümer kaum finanzierbare

Einmalbeiträge vermieden. Der bürokratische Aufwand für die Kommunen bei der Ein-

führung wiederkehrender Beiträge ist zwar nicht zu unterschätzen, jedoch soll die

deutlich geringere Belastung der Verwaltung in den Folgejahren diesen Nachteil mehr

als ausgleichen.
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Ein drittes Beispiel der Übereinstimmung. Alle vier Fraktionen sehen eine Informati-

onspflicht der betroffenen Anlieger als sinnvolle Ergänzung des KAG an.

Wenn man sich jedoch die Gesetzentwürfe etwas genauer anschaut, erkennt man

auch dort durchaus Unterschiede. So ist uns von der CSU bei der Informationspflicht

nicht nur wichtig, die voraussichtlichen Beitragspflichtigen möglichst frühzeitig über

das beitragsfähige Vorhaben und das Verfahren der Beitragserhebung zu informieren,

sondern auch über eventuell in Betracht kommende Billigkeitsmaßnahmen. In anderen

Entwürfen wird nicht explizit Wert auf die Information über Billigkeitsmaßnahmen wie

Stundung oder Erlass gelegt. Dafür sollen die Anlieger Einblick in die Kosten- und Auf-

wandsrechnung erhalten. Die GRÜNEN sind der Meinung, dass auch eine Informati-

onsveranstaltung zwingend durchgeführt werden muss.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, uns von der CSU war und ist es wichtig, die Beitrags-

zahler zu entlasten. Aus diesem Grund haben wir eine Reihe von Veränderungen vor-

gesehen. Kommunen sollen künftig Eigenleistungen bei Planung und Durchführung

von Straßenbauarbeiten für die technische Herstellung der Einrichtung auf die Anlie-

ger umlegen können. Das wird zu einer Entlastung der Beitragszahler führen, weil die

Kommune mit dem eigenen Personal in der Regel günstiger agieren kann als mit ex-

ternen Büros und Baufirmen. Darüber hinaus soll zur Entlastung der Beitragszahler

festgeschrieben werden, dass der Aufwand auf das Notwendigste zu beschränken ist.

Der Grundsatz der Erforderlichkeit, den wir hier im Gesetz verankern möchten, stellt

auf eine sparsame und wirtschaftliche Haushaltsführung ab. Dadurch wird der Bürger

vor einer überzogenen Finanzierungsbeteiligung geschützt.

Des Weiteren sind wir der Meinung, dass zur Vermeidung von Härtefällen eine beson-

dere Form des Erlasses als mögliche Option eingeführt werden soll. Die Kommunen

hätten demnach die Möglichkeit, in ihrer Satzung zu regeln, ob und, wenn ja, unter

welchen Voraussetzungen und Bedingungen sie im Einzelfall davon Gebrauch ma-

chen. Die Gemeinde würde dadurch in die Lage versetzt, Straßenausbaubeiträge zu

erlassen, soweit diese eine Höchstgrenze überschreiten. Die Höchstgrenze orientiert
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sich dabei sinnvollerweise am Grundstückswert und soll unseres Erachtens 40 % des

Verkehrswerts des beitragspflichtigen Grundstücks nicht unterschreiten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein weiterer zentraler Punkt unseres Gesetzentwurfs,

der für die Kommunen, aber auch für die Anlieger von besonderer Bedeutung ist und

der interessanterweise in keinem anderen Entwurf enthalten ist, ist das Erschließungs-

beitragsrecht. Dabei haben wir nicht nur aus Gründen der Übersichtlichkeit und Ver-

einheitlichung einen neuen Artikel 5a im KAG eingeführt. Nein, wir haben zur finanziel-

len Entlastung der Anlieger und zur bürokratischen Entlastung der Kommunen eine

zeitliche Grenze für die Erhebung der für die Anlieger deutlich höheren Erschließungs-

beiträge eingeführt: Wenn seit dem Beginn der technischen Herstellung der Erschlie-

ßungsanlage mindestens 25 Jahre vergangen sind, kann kein Erschließungsbeitrag

mehr erhoben werden. Damit schaffen wir Rechtssicherheit für die Gemeinden und für

die Anlieger. Man muss sich einmal vorstellen, wie es bisher läuft: Bislang mussten die

Mitarbeiter der Kommune in Archiven auf die Suche gehen oder in alten Akten stö-

bern, um Hinweise zu finden, ob die Straße vor 50 Jahren, vor 100 Jahren oder vor

150 Jahren schon eine Erschließungsfunktion hatte und den damaligen Anforderun-

gen genügte. Stellt sich irgendwann heraus, dass die Straße noch nie erstmals herge-

stellt wurde, müssen die Anlieger deutlich höhere Erschließungsbeiträge bezahlen,

obwohl die Straße schon seit vielen Jahrzehnten existiert. Das fördert nicht gerade

das Verständnis und die Akzeptanz bei den Bürgern.

Dass die mühsame Rekonstruktion von Vorgängen, die viele Jahrzehnte zurückliegen,

nicht immer lückenlos gelingt, ist selbstverständlich. Die Rechtsunsicherheit, die trotz

des enormen Verwaltungsaufwands des Öfteren entsteht, schwebt wie ein Damokles-

schwert über den Beteiligten. Die finanziellen Folgen haben nicht selten die Anlieger

zu tragen.

Nach unserem Vorschlag würde es künftig ausreichen, den Nachweis zu erbringen,

dass zum Beispiel der Spatenstich zum Bau der Straße vor mehr als 25 Jahren erfolg-

te und dass die Straßendecke – nicht der Unterbau, sondern nur der obere Teil des
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Oberbaus – den geltenden technischen Vorschriften, zum Beispiel den Richtlinien für

die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflächen – RStO -, entspricht. Dann

kann kein Erschließungsbeitrag mehr erhoben werden, und für die Anlieger gelten die

niedrigeren Sätze der Ausbaubeitragssatzung. Um den Kommunen jedoch ausrei-

chend Zeit zu geben, sich auf die neue Rechtslage zum Erschließungsbeitrag einzu-

stellen, soll der betreffende Artikel erst zeitverzögert, in fünf Jahren, in Kraft treten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin der Meinung, dass die CSU einen sehr ausge-

wogenen und ausgereiften Entwurf vorgelegt hat.

(Beifall bei der CSU)

Ich darf mich an dieser Stelle Herrn Kollegen Mistol anschließen; denn auch wir haben

mehr Wert auf Sorgfalt denn auf Schnelligkeit gelegt.

(Klaus Adelt (SPD): Ha, ha!)

- Lieber Kollege Adelt, ich kann weder in unserem Gesetzentwurf noch in den Gesetz-

entwürfen der anderen Fraktionen erkennen, dass an irgendeiner Stelle besondere

Belastungen oder Entlastungen der Kommunen erfolgen. Insoweit gehen die vier Ge-

setzentwürfe in ähnliche Richtungen.

Unsere Fraktion hat nicht nur als einzige das Thema des Erschließungsbeitrags aufge-

griffen, sondern ist auch bei den "wiederkehrenden Beiträgen" einen eigenen Weg ge-

gangen. Im Gegensatz zu den anderen Fraktionen haben wir uns nicht nur an den Ge-

setzestext aus Rheinland-Pfalz angelehnt, sondern wir haben auch – natürlich neben

eigenen Ideen – gute, sinnvolle Ansätze aus anderen Bundesländern wie Thüringen

und Hessen in unseren Entwurf eingebaut. Dadurch ist ein Gesamtkonzept mit umfas-

senden Übergangsregelungen entstanden. Davon profitieren nicht zuletzt die Anlieger,

da wir den Kommunen verschiedene Möglichkeiten an die Hand geben, den Anliegern

entgegenzukommen.
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Wir haben in unseren Gesetzentwurf bewusst nicht die Möglichkeit der Abrechnung

von Teilstrecken aufgenommen, da wir die Gefahr sehen, dass vergleichsweise hohe

Kosten auf vergleichsweise wenige Anlieger umgelegt werden. Dies würde genau den

Bestrebungen, die wir mit der Regelung zu den wiederkehrenden Beiträgen zu forcie-

ren versuchen, zuwiderlaufen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch vor diesem Hintergrund freue ich mich auf die

konstruktive Beratung in den Ausschüssen. Ich darf für die CSU-Fraktion empfehlen,

die vier Gesetzentwürfe in den Innenausschuss zu überweisen. – Ich bedanke mich.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Herr Kollege Lederer. – Der nächste

Redner ist Kollege Hanisch für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte sehr.

Joachim Hanisch (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen

und Herren! Es gab im Bayerischen Landtag wohl selten ein Anhörungsverfahren, das

zu so fruchtbaren Ergebnissen geführt hat wie das zu Artikel 5 des Kommunalabga-

bengesetzes. Das wird schon an den vielen Ähnlichkeiten deutlich, die die vier Ge-

setzentwürfe aufweisen.

Herr Kollege Adelt, es ist mitnichten so, dass wir uns in Bezug auf manche Punkte wie

auf einem Basar verhalten hätten. Wir haben uns genau angehört, was uns die Fach-

leute zu sagen hatten bzw. was sie uns empfohlen haben. Dass wir alle das Anhö-

rungsverfahren sehr ernst genommen haben, wird auch daran deutlich, dass die Frak-

tionen zu ähnlichen Ergebnissen gekommen sind. Im Rahmen einer guten Abwägung

haben wir versucht, die Neuregelung so praxistauglich wie möglich auszugestalten.

In allen Vorschlägen tauchen die wiederkehrenden Beiträge auf. Der Begriff ist bereits

erläutert worden. Der wesentliche Punkt für die Kommunen, aber auch für die betroffe-

nen Beitragszahler besteht darin, dass für die Beitragsberechnung mehrere Straßen-

züge zusammengefasst werden dürfen. Wenn bei Zugrundelegung einer Straße die
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Kosten für den einzelnen Beitragszahler bei 5.000 Euro lägen, würden diese sich bei

Zugrundelegung von zehn Straßen auf ein Zehntel, das heißt auf 500 Euro, reduzie-

ren. So ist das zu verstehen.

Die Kommunen müssen nun eine Abwägung vornehmen. Sie können die bisherige

Regelung beibehalten. Das wollen wir jeder Kommune ermöglichen. Insofern gehen

wir mit den Möglichkeiten, die wir anbieten, weit über die Regelungen in anderen Bun-

desländern hinaus. Einige haben sich für unsere bisherige Lösung entschieden, ande-

re für wiederkehrende Beiträge. Wir wollen den Kommunen beide Möglichkeiten offen-

halten. Falls jetzt alle jubilieren und wiederkehrende Beiträge als Lösung des

Problems ansehen, so dürfen wir nicht verhehlen, dass der Verwaltungsaufwand für

die Berechnung bzw. Erhebung wiederkehrender Beiträge kein geringer sein wird.

Im Gegensatz zur CSU schließen wir uns mit unserem Regelungsvorschlag zu den

wiederkehrenden Beiträgen an die entsprechende Regelung in einem anderen Bun-

desland an, weil wir einer gesicherten Rechtslage für die Kommunen große Bedeu-

tung beimessen. Erinnern Sie sich – nicht nur Herr Kollege Mistol, sondern auch ande-

re Redner haben es angesprochen –, wie viele Gerichtsverfahren Artikel 5 des

Kommunalabgabengesetzes ausgelöst hat? Die Praktiker werden mir zustimmen,

wenn ich sage, dass es eine Lawine von Gerichtsurteilen gab, bis wir eine einigerma-

ßen gesicherte Rechtsprechung erreicht hatten. Wenn wir jetzt von dem durch die ge-

sicherte Rechtsprechung aufgezeigten Weg abweichen, weil wir die eine oder andere

Passage ändern, dann – das befürchte ich – wird eine Prozesswelle auf uns zurollen.

Das wollen wir vermeiden.

Sogenannte "Luxussanierungen" auf Kosten der Beitragszahler soll es nach unseren

Vorstellungen nicht geben. Wenn der Gemeinderat, der Stadtrat oder der Marktrat

meint, aus irgendwelchen Gründen Nostalgiestraßenlampen, Granitpflaster oder was

auch immer haben zu müssen, dann mag er das so sehen und so entscheiden. Er

muss allerdings wissen, dass die Mehrkosten die Allgemeinheit tragen muss und nicht

allein auf die Anlieger dieser Straße abgewälzt werden dürfen. Insoweit gehen wir alle
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sicherlich konform. Es ist eine vernünftige Regelung, wenn der Anlieger die Kosten für

den Standard-Straßenausbau zahlen muss, nicht aber für zusätzliche Leistungen – so

sinnvoll sie manchmal sein mögen –, die zusätzlich Geld kosten.

Bei unserem Vorschlag müssen die Kommunen mindestens 30 % der Ausbaukosten

übernehmen. Mit dieser Regelung gehen wir am weitesten. Jetzt könnte jemand ein-

wenden, das sei kommunalunfreundlich. Das sehen wir nicht so. Unser Regelungsvor-

schlag ist bürgerfreundlich. Wir haben in der Diskussion – sie war bei uns nicht einfach

– durchaus geschwankt zwischen der Abschaffung dieser Regelung, der Forderung

nach einer höheren Beteiligung an der Kfz-Steuer – auch das wäre legitim – und die-

sen harten Regelungen. Im Ergebnis meinen wir, dass die Einziehung einer Grenze

von 30 % vernünftig ist. Die Entlastung des Bürgers ist jedenfalls gewaltig. Bisher

konnten in der Regel 90 % der Kosten umgelegt werden, künftig wären es 70 %. Wir

meinen, das ist vertretbar.

Wir haben einen Zahlungszeitraum von fünf Jahren gewählt, damit der Bürger, unab-

hängig davon, für welche Lösung die Gemeinde sich entscheidet, nicht den gesamten

Betrag auf einmal zahlen muss.

Wir sind zudem der Auffassung, dass die Belastung für den Anlieger maximal 30 %

des Verkehrswertes der Immobilie erreichen darf. Falls nun jemand einwendet, der An-

teil von 30 % sei aus der Luft gegriffen, dann empfehle ich ihm, sich die Situation in

einigen Regionen Bayerns anzuschauen. Als unsere Fraktion eine Klausurtagung in

Oberfranken abgehalten hat, sind wir an Gebäuden vorbeigefahren, vor denen Schil-

der mit der Aufschrift "Zu verschenken" standen. Laut einigen Zeitungsinseraten kön-

nen Sie auf dem Land für 40.000 Euro eine Immobilie mit Garten erwerben, wenn

auch nicht in bester Lage. Es kann doch wohl nicht sein, dass ich als Anlieger unter

Umständen mehr Beitrag zahlen muss, als mein Grundstück wert ist. 30 % von

60.000 Euro wären knapp 20.000 Euro. Das ist das maximal Zumutbare. Kosten, die

darüber hinausgehen, dürfen jedenfalls nicht auf die Anlieger umgelegt werden, son-
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dern müssen von der Kommune selbst getragen werden. Das ist sicherlich eine

Selbstverständlichkeit.

Einen weiteren Punkt haben wir in Artikel 5 Absatz 8 aufgenommen: Wir wollen für alle

jene Gemeinden, die bisher keine Satzung haben und jetzt eine Satzung erlassen,

ausschließen, dass unter bestimmten Voraussetzungen eine rückwirkende Beitragser-

hebung von Straßenausbaubeiträgen möglich ist. Auch das ist ein gewisser Schutz

des Bürgers vor einer zusätzlichen Belastung, mit der er nicht rechnen konnte.

Auf eines legen wir sehr großen Wert. Das ist auch von den anderen Rednern so auf-

gezeigt worden. Auch für die meisten Bürgermeister und Kommunen ist dies eine

Selbstverständlichkeit; das gestehe ich zu. In diesen Kommunen werden Bürgerver-

sammlungen abgehalten, es werden Anliegerversammlungen abgehalten, und dem

Bürger wird gesagt: Wir wollen nächstes Jahr die Straße ausbauen; das kostet ver-

mutlich soundso viel, und auf dich wird voraussichtlich eine Belastung von x zukom-

men. Aber es gibt Kommunen, die sich weigern, dies zu tun. In solchen Fällen müssen

wir, so meine ich, als Gesetzgeber reagieren. Wir fordern deshalb ganz klar eine Infor-

mationspflicht der Kommune und auch die Möglichkeit der Einsicht des betroffenen

Anliegers in die Unterlagen, damit dieser weiß, was auf ihn zukommen kann, wie teuer

der Ausbau ist und ob der Standard des Ausbaus, den wir fordern und der nur umge-

legt werden kann, eingehalten wird. All das muss der Bürger vorher erfahren können.

Ich bin gespannt auf die Gespräche im Innenausschuss. Mich würde es nicht wun-

dern, wenn sich alle vier Fraktionen doch noch auf eine gemeinsame Lösung einigen

könnten; denn wir liegen, so glaube ich, alle dicht beieinander, und es ist an der Zeit,

dass der Gesetzgeber hier reagiert.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Kollege Hanisch. - Weitere Wort-

meldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich schlage

vor, alle Gesetzentwürfe dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit
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und Sport als federführendem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit Einverständ-

nis? – Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Wir beraten jetzt nur noch einen Tagesordnungspunkt. Für mehr reicht die Zeit nicht.

Die Beratung der beiden letzten Tagesordnungspunkte, 5 f und 5 g, müssen wir also

auf die nächste Sitzung verschieben.
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